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Eine der umstrittenen Folgewirkungen der globalen wirtschaftlichen Integration besteht im mög-
lichen Effekt, den die außenwirtschaftliche Öffnung auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt
ausübt. Während der freihändlerische Liberalismus eine Stabilisierung erwartet, sind die Globa-
lisierungskritiker deutlich skeptischer. Sie gehen zumindest in der kurzen Frist von einer Destabi-
lisierung aus. In diesem Aufsatz untersuchen wir diese widerstreitenden Interpretationen für die
Entwicklungsländer. In dieser Staatengruppe war der „Sturmlauf zum Freihandel“, wie Rodrik
den Paradigmenwandel in der Außenwirtschaftspolitik beschrieb, besonders ausgeprägt. Unsere
Resultate widerlegen für eine Vielzahl von Indikatoren der politischen Stabilität die Befürch-
tung, die Hinwendung zum Weltmarkt unterminiere die oft fragilen Entwicklungsländer. Einen
signifikant positiven Effekt übt die außenwirtschaftliche Öffnung aber nur bedingt aus.

1. Einleitung1

Als im Frühjahr 2002 Zehntausende von Argentiniern gegen die Wirtschaftspolitik ih-
res Landes protestierten, richtete sich der Zorn nicht zuletzt gegen die in den 1990er
Jahren betriebene außenwirtschaftliche Liberalisierung. So hatte der lateinamerikani-
sche Staat wie seine Nachbarn nach Jahrzehnten der Abschottung den Empfehlungen
des IWF Folge geleistet und seine Kapital- und Gütermärkte systematisch geöffnet.
Globalisierungskritiker sahen sich durch die argentinische Wirtschaftskrise in ihrer
Skepsis bestätigt, die sie den Deregulierungs- und Öffnungsrezepten des „Washingto-
ner Konsensus“ von Beginn an entgegen gebracht hatten. Nach dieser Interpretation
verschärft die wirtschaftliche Integration die sozialpolitischen Konflikte, da besonders
die Kapitalbesitzer und Exporteure von der Abkehr von der Importsubstitution und
anderen protektionistischen Rezepten profitierten, die Arbeiterschaft und die heimische
Industrie aber unter der neuen Politik verlören.

In diesem Sinne wäre zu erwarten, dass der „Rush to Free Trade“ (Rodrik 1994),
den viele Entwicklungsländer in den letzten zwei Jahrzehnten erfasst hat, von einer zu-
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nehmenden gesellschaftlichen und politischen Instabilität begleitet ist. Doch obwohl
diese These in der Globalisierungsdebatte eine zentrale Rolle spielt, fehlt es bis jetzt an
systematischen Tests. So beschäftigt sich der größte Teil der einschlägigen Literatur
mit den Ursachen und nicht etwa den Folgen der ökonomischen Interdependenz. Auch
die Bürgerkriegsforschung, die in den letzten Jahren eine zunehmende Professionalisie-
rung erfahren hat, verweist nur zum Teil auf ökonomische Bedingungen von inner-
staatlichen Konflikten. Besonderes Gewicht kommt dabei dem Rohstoffbesitz zu (Col-
lier 2001, de Soysa 2002); die Verflechtung eines Staates mit der Weltwirtschaft spielt
in den quantitativ-empirischen Analysen aber höchstens die Rolle einer Kontrollvaria-
blen. Dies ist ganz im Gegensatz zu den 1970er und 1980er Jahren, als Vertreter der
Dependenzansätze auf die angeblich destabilisierende Wirkung einer Integration in die
Weltwirtschaft verwiesen. Frühere Kolonialstaaten oder Länder, die wie Kolonien in
die Weltwirtschaft integriert seien, erführen „unvollständige Wirtschaftskreisläufe, eine
krasse soziale Zerklüftung und eine aus beiden Faktoren zwangsweise resultierende po-
litische Instabilität“, argumentierte etwa Senghaas (1988: 164–165). Auch wenn Wee-
de (1990) und andere diese Dependenz-Thesen zurückwiesen, tauchte die Befürchtung
in jüngerer Zeit wieder in der deutschsprachigen Literatur auf (Schlichte 1996, Kur-
tenbach/Mehler 2002).

Zwar beschäftigen sich quantitativ orientierte Studien schon seit langem mit den
ökonomischen Ursachen von Protestverhalten (z.B. Jagodzinski 1983). Systematische
Untersuchungen, inwieweit außenwirtschaftliche Öffnung mit politischer Instabilität
zusammenhängt, liegen bis jetzt jedoch nicht vor. Dabei hat Rogowski (1989) das Pro-
blem schon vor über zehn Jahren aufgeworfen. Er zeigte aufgrund gängiger handels-
theoretischer Modelle auf, wie sich Freihandel oder Protektion auf Klassengegensätze
und andere Konfliktlinien auswirken. Auch andere Autoren sehen eine Handelsliberali-
sierung im Zusammenhang mit einem Regimewechsel oder mit wirtschaftlichen Krisen
(Fernandez/Rodrik 1991: 1147), während Alesina und Drazen (1991) die Verzögerung
notwendiger Reformen auf den Zermürbungskampf zwischen konkurrierenden Interes-
sen zurückführen.

Nach Auffassung der Globalisierungskritiker (z.B. Adams u.a. 1999, Hoogvelt
2000) geht ein Reformland das Risiko ein, über den Öffnungskurs den Grad an politi-
scher Instabilität markant zu erhöhen. Grundsätzlich kann außenwirtschaftliche Öff-
nung den Zusammenhalt einer Gesellschaft kurz- oder langfristig beeinflussen. In die-
sem Aufsatz untersuchen wir diese beiden Effekte separat. So ist etwa denkbar, dass
eine Gesellschaft zwar kurz vor und nach dem Vollzug von außenwirtschaftlichen Libe-
ralisierungsmaßnahmen von sozialpolitischen Unruhen geschüttelt ist, der durch die
Öffnung herbeigeführte Wachstumseffekt langfristig diese Konflikte aber entschärft.
Um die Wirkungsweisen von Öffnungsmaßnahmen genauer zu erfassen, unterscheiden
wir auch zwischen verschiedenen Formen von Instabilität, nämlich gewaltfreien Mas-
senprotesten, politischer Gewalt und Staatsversagen.

Unser Artikel ist folgendermaßen aufgebaut: Zunächst stellen wir aufgrund der Au-
ßenwirtschaftstheorie dar, unter welchen Bedingungen und in welchem Zeitraum Öff-
nungsmaßnahmen auf innenpolitischen Widerstand stoßen können. Wir leiten dazu
unsere Leithypothesen zu den kurz- und langfristigen Effekten der Öffnung ab und
kontrastieren diese Erklärungen mit Kontrollhypothesen, die wir der neueren Literatur
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zu den Ursachen von Bürgerkriegen entnommen haben. In den Ausführungen zum
Forschungsdesign operationalisieren wir die wesentlichen Konstrukte und stellen unser
Schätzmodell näher vor. Wir präsentieren die Ergebnisse in bivariater und multivaria-
ter Form, wobei auch für das zentrale Modell konditionale Effekte berechnet werden.
Der Artikel schließt mit der Zusammenfassung und einem Ausblick auf die nächsten
Forschungsschritte, die wir im Anschluss an diese Globalanalyse zu beschreiten trach-
ten.

2. Außenwirtschaftliche Offenheit und innenpolitische Stabilität: Theorie und Hypothesen

Nur eine verschwindende Minderheit von Ökonomen bezweifelt heute, dass Handel
gesamtwirtschaftlich positive Folgen für ein Land hat und die Wohlfahrt steigert (Frey
et al. 1984). In der neoklassischen Perspektive führt Handel zu einer effizienteren Ar-
beitsteilung zwischen den Ländern. Freihandelsorientierte Staaten nutzen demnach ihre
komparativen Kostenvorteile und können so mehr produzieren und konsumieren als
Autarkien. Die Preise für Güter nähern sich angesichts der internationalen Konkurrenz
dem Weltmarktpreis, der unterhalb des durch protektionistische Maßnahmen verzerr-
ten nationalen Preises liegt. Sachs und Warner (1995) weisen nach, dass offene Ent-
wicklungsländer höhere Wachstumsraten haben und leichter Zahlungsbilanzkrisen ver-
hindern können als Staaten, die einen protektionistischen Kurs verfolgen. Plümper
(2001) qualifiziert dieses Argument, bestreitet aber nicht, dass der Abbau von Handels-
hemmnissen positive Wirkungen hat. Um diese Wohlfahrtsgewinne ausnutzen zu kön-
nen, müssen in seiner Sicht die regulativen Bedingungen für einen florierenden Frei-
handel gegeben sein.

Eine freihändlerische Orientierung kann das Risiko von innenpolitischem Konflikt
auf zwei verschiedene Arten vermindern. Erstens vergrößert Handel den Wohlstand
der breiten Bevölkerung und reduziert somit Faktoren, die nach der Deprivationstheo-
rie (Gurr 1970) und ähnlichen Ansätzen zu Instabilität führen können. Nach dem
Stolper-Samuelson-Theorem, einem zentralen Baustein der Außenhandelstheorie, profi-
tiert von diesem Wohlstand jeweils der Faktor, der in einem Land reichhaltig vorhan-
den ist. In den Entwicklungsländern ist das, je nachdem, wie man die Faktoren auf-
teilt, entweder Arbeit oder unausgebildete Arbeit (Wood 1994). In jedem Fall ist es
die breite Masse der Bevölkerung, die von der Öffnung profitiert. Es stellt sich jedoch
die Frage, ob außenwirtschaftliche Öffnung auch zu mehr Einkommensgleichheit
führt. Hier ist die empirische Evidenz zwiespältig. Nach Fischer (2001) ist die Ein-
kommensungleichheit nach der Öffnung in Südostasien gesunken, während sie in La-
teinamerika gestiegen ist. Andere Studien finden entweder keinen Zusammenhang oder
kommen zu dem Schluss, dass Öffnung zu einer gerechteren Verteilung führt (zum
Beispiel Bourguignon/Morrisson 1990; Edwards 1997; Bussmann u.a. 2002). Wenn
Freihandel tatsächlich zu mehr Einkommensgleichheit führt, dann kann das zusätzlich
die Gefahr von politischen Konflikten senken, und zwar wieder über die Abschwä-
chung jener Faktoren, die politischen Protest hervorrufen. Zufriedene Bürger protestie-
ren nach der Deprivationstheorie weniger gegen den Staat als arme und benachteiligte.
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Zweitens führen die Gewinne der außenwirtschaftlichen Öffnung dazu, dass das
Interesse wächst, den Handel aufrechtzuerhalten. Jeder gewaltsame Konflikt verhindert
dies jedoch. Deshalb liegt es im Interesse von Staaten und deren Bürgern, innenpoliti-
schen Frieden und Stabilität zu gewährleisten. Dieser zweite Argumentationsstrang, der
für die wirtschaftliche Öffnung spricht, ist eine Weiterentwicklung des liberalen oder
demokratischen Friedens. Im Rückgriff auf Kant behaupten verschiedene Forscher,
dass demokratische und in den Welthandel eingebundene Staaten einem reduzierten
Risiko ausgesetzt sind, gegeneinander zu den Waffen zu greifen. Da Krieg die Handels-
ströme zwischen den Staaten abbreche, seien Waffengänge zu kostspielig für einen
Staat und dessen Bürger (Russett/Oneal 2001). Außerdem verstärke der Handel libera-
le Normen, die gewaltsamen Formen des Konfliktaustrags zwischen Demokratien äch-
ten (Kant 1795 [1987]). Dieses Argument, angewandt auf zwischenstaatliche Kriege,
ist schon vielfach theoretisch diskutiert und mehrheitlich positiv empirisch überprüft
worden (siehe z.B. Barbieri/Schneider 1999; Russett/Oneal 2001; Schneider, Barbieri
und Gleditsch 2003). Dieselbe Logik lässt sich auch auf innerstaatliche Konflikte an-
wenden. Extreme Formen der innenpolitischen Instabilität können demnach den freien
Handel behindern und deshalb potenzielle Gewinne reduzieren, die eine Gesellschaft
auf lange Sicht durch einen Kurs der außenwirtschaftlichen Öffnung erzielen könnte.2

Die relevanten Akteure werden also Freihandel in ihr Kosten-Nutzen-Kalkül einbezie-
hen, wenn sie ihre innenpolitischen Strategien überdenken. Eine Eskalation der Aus-
einandersetzungen um die außenwirtschaftliche Orientierung ist deshalb für alle Betei-
ligten kontraproduktiv, weil solche Streitigkeiten ausländische Investoren und Handels-
partner abschrecken. Wenn es also um die Schädlichkeit eines eskalierenden innenpoli-
tischen Konflikts geht, sitzen alle, Gewerkschaften und Arbeitgeber, diskriminierte und
protegierte Industrien, in einem Boot.

Bezüglich der langfristigen Folgen von außenwirtschaftlicher Öffnung gehen wir
also davon aus, dass die Offenheit den Staaten zu einer Steigerung der wirtschaftlichen
Entwicklung verhilft. Dadurch vermindert sich der Anreiz für die wirtschaftspoliti-
schen Kontrahenten, ihre Konflikte gewaltsam zu lösen. Zusätzlich werden durch den
Handel liberale Normen der friedlichen Konfliktbewältigung verbreitet, wie der Trans-
aktionalismus seit einem halben Jahrhundert postuliert (Deutsch u.a. 1957). Aufgrund
dieser verschiedenen Wirkungsstränge vermuten wir, dass offenere Staaten weniger an-
fällig für politische Instabilität sind. Wir fassen diese Überlegungen in einer ersten Hy-
pothese zusammen.

H1: Je offener ein Staat ist, desto geringer ist sein Risiko für politische Instabilität.

Während auf lange Sicht die wohlfahrtssteigernde Wirkung von außenwirtschaftlicher
Offenheit entscheidend scheint, ist auf kurze Sicht vor allem die Umverteilungswir-
kung des Öffnungsprozesses wichtig. Wenn sich eine geschlossene Volkswirtschaft öff-
net, ist das ein schwerwiegender Eingriff in bestehende Wirtschafts- und Sozialbezie-
hungen. Vor allem Entwicklungsländer, die in großem Maße auf Importsubstitution
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und verwandte Strategien gesetzt haben, müssen bei einer Handelsöffnung mit Ein-
kommenseinbußen bei einem großen Teil der Bevölkerung rechnen.

Die Behauptung, dass der außenwirtschaftliche Öffnungsprozess das Instabilitätsri-
siko erhöhen kann, lässt sich mit beiden klassischen Ansätzen der Außenhandelstheorie
verbinden, dem Ricardo-Viner- wie auch dem bereits erwähnten Stolper-Samuelson-
Ansatz, dessen Hauptthesen heute vor allem im Heckscher-Ohlin-Modell Verwendung
finden (Hiscox 2001). Auf die zweite Denktradition stützt sich die viel beachtete Ar-
beit von Rogowski (1989). Seiner Meinung nach aktiviert eine Änderung des Handels-
regimes die Koalitionsmuster dermaßen, dass die betroffene Gesellschaft instabiler
wird. Er unterscheidet aufgrund der Vorarbeiten von Stolper und Samuelson die Fak-
toren ,Kapital‘, ,Arbeit‘ und ,Land‘. Danach profitieren bei einer Wendung zum Frei-
handel die Halter der reichlich vorhandenen Faktoren, während die Halter der knap-
pen Faktoren verlieren. Während sich die Verlierer gegen diese Veränderung stemmen,
streben die Gewinner nach einer Beschleunigung, um ihre politische Macht auszu-
bauen (Rogowski 1989: 5). Von dieser Dynamik ausgehend, leitet Rogowski für den
Übergang vom Protektionismus zum Freihandel Konfliktlinien ab, die vom Verhältnis
zwischen Land, Kapital und Arbeit gekennzeichnet sind: Stadt gegen Land in Staaten,
in denen Land der reichlich vorhandene Faktor ist, und Arbeit gegen Kapital in Staa-
ten, in denen der reichliche Faktor die Arbeit ist.

Einen ähnlichen Ansatz liefert Frieden (1991). Er argumentiert aufgrund des Ricar-
do-Viner-Modells, das von sektorspezifischen Faktoren ausgeht. Dies steht im Gegen-
satz zum Ansatz von Stolper und Samuelson sowie dem Heckscher-Ohlin-Modell, in
denen die Faktoren vollständig mobil zwischen den Sektoren sind. Aufgrund der un-
terschiedlichen Annahmen verläuft im sektorspezifischen Modell die Konfliktlinie also
nicht zwischen den unterschiedlichen Klassen, sondern zwischen dem exportorientier-
ten und dem importkonkurrierenden Sektor. In der Logik des Ansatzes von Frieden
(1991) lässt sich vermuten, dass der Einfluss eines Sektors von der Spezifität der einge-
setzten Faktoren und der Kohäsion der betroffenen Industrien abhängt.

Diese theoretischen Überlegungen greifen auch für die Entwicklungsländer, deren
politische Ökonomie bis zum „Wettlauf nach Freihandel“ (Rodrik 1994) weitgehend
durch eine staatlich regulierte Wirtschaft und durch Rent-Seeking geprägt war. Beides
führte nicht unbedingt zum Wohlstand des Landes, sondern eher zur Bereicherung der
Eliten (Tullock 1980, Weede 1990). Die Regierung verfolgte mit ihrer Wirtschaftspo-
litik das Ziel, durch Exporte von Ressourcen und landwirtschaftlichen Produkten De-
visen zu erwirtschaften, die zum Aufbau von importsubstituierenden Industrien ver-
wendet wurden. Diese Industrien wurden meist von Gefolgsleuten der Regierung un-
wirtschaftlich geführt und waren darum international nicht wettbewerbsfähig. Um den
importkonkurrierenden Sektor zu schützen, erließen opportunistische Regierungen eine
Vielzahl von Maßnahmen. So konnten die herrschenden Eliten Renten erwirtschaften
und der Regierung als Gegenleistung ihre Loyalität und Unterstützung versprechen
(Bates 1981). Dieses System war deshalb mittelfristig stabil, weil weder die Regierung
noch die Eliten einen Anreiz hatten, etwas daran zu ändern. Die Folge waren jedoch
so hohe volkswirtschaftliche Kosten, dass für viele Länder Strukturreformen und damit
auch die außenwirtschaftliche Öffnung mit der Zeit unausweichlich schienen.
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Andere Renten erwachsen in diesen Staaten aufgrund von Bodenschätzen. So erhal-
ten Investoren die Ausbeutungsrechte als Gegenleistung für die finanzielle Unterstüt-
zung, die sie der „Staatsklasse“ angedeihen lassen (Clapham 1996:70). Auch solche
monopolartigen Verflechtungen zwischen der Regierung und einem Wirtschaftssektor
sind auf die Dauer volkswirtschaftlich eine Last, da sie die Etablierung von ineffizien-
ten Austauschverhältnissen fördern. Im Zuge der Verwerfungen, welche das Rent-
seeking fast unausweichlich erzeugt, ertönt dann der Ruf nach außenwirtschaftlicher
Öffnung. Die so erzeugten Krisen sind zwar triviale, aber dennoch bedeutsame Bedin-
gungen für makroökonomische Reformen (Rodrik 1994).

Die Liberalisierung ist aber insofern problematisch, als sie zumindest in der kurzen
Frist Verlierer schafft. Rodrik (1994) schätzt, dass das politische Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis größer als fünf ist; das heißt, dass für jeden Euro zusätzliches Einkommen
durch Öffnung fünf Euro umverteilt werden. Diese immensen Verteilungswirkungen
gestalte die Reform politisch überaus schwierig, besonders dann, wenn die Kompensa-
tion der Verlierer unzureichend sei. Nach der Logik des Ricardo-Viner-Modells wirkt
sich eine Änderung in der Handelspolitik direkt auf das Einkommen des importkon-
kurrierenden Sektors aus. Die Allgemeinheit dagegen profitiert von den niedrigeren
Preisen und den Produktivitätsfortschritten, welche die Reform begleiten, während der
Exportsektor über den Produktionszuwachs sein Einkommen steigern kann. Da nicht
zwangsläufig mit einer Kompensation zugunsten der Verlierer der Reform zu rechnen
ist, spricht sich der Sektor, der unter Importkonkurrenz steht, in dieser Perspektive ge-
gen eine Außenhandelsöffnung aus.

Außenwirtschaftliche Öffnung ist also ein schwieriges Unterfangen, insbesondere
wenn die Gefolgsleute der Regierung darunter leiden. Dies ist gerade in den Entwick-
lungsländern oft der Fall, da sich die staatlichen Haushalte und damit auch die Ein-
kommen der Beamtenschaft wesentlich aus Zöllen und staatlichen Lizenzen alimentie-
ren. Für die Kreise, die bis zur Öffnung vom Protektionismus profitierten, sind die
Kosten der Reform nicht kurzfristiger Art. So ist es dem bis dahin protegierten Sektor
per definitionem nicht möglich, nach dem Abschluss der Reformphase wieder die übli-
chen Renten abzuschöpfen. Durch die Handelsliberalisierung versiegt diese Quelle
praktisch vollständig. Der neo-patrimonialen Regierung fällt es immer schwerer, ihre
Vasallen zu kompensieren, da sie ja selbst auch zunehmend Einnahmequellen verliert.
Die Regierungen können sich zwar vielleicht über die Liberalisierung neue Geldquellen
erschließen, die sie durchaus auch zum eigenen Nutzen abschöpfen (Bueno de Mesqui-
ta u.a. 2000). Solche Motive identifiziert etwa Pawelka (1997: 224) für jene Eliten im
Vorderen Orient, die sich für eine politische wie wirtschaftliche Öffnung ihres Landes
einsetzen. So sei es bei den Reformen der 1970er Jahre darum gegangen, „entwick-
lungspolitische Krisen und Legitimationsprobleme dadurch zu überwinden, dass güns-
tige Zugangsbedingungen zu den regionalen und weltweiten Rentenströmen geschaffen
wurden“. Doch solche Bereicherungsmotive können nicht verbergen, dass der ange-
strebte Umbau der Wirtschaftsstruktur zu einer substanziellen Umverteilung führt, die
auch bestimmte Teile der Regierung negativ berührt (Plümper und Schneider 2000).
Deshalb wäre eigentlich mit Abwehrreaktion des bisher gehätschelten Wirtschaftssek-
tors und dessen Verbündeten im Regierungsapparat zu rechnen.
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Während des außenwirtschaftlichen Öffnungsprozesses sollte der Staat deshalb an-
fällig für politische Instabilität sein. Auf der einen Seite muss die Regierung die wirt-
schaftliche Lage verbessern, um Unruhen in der Bevölkerung zu verhindern und der
Opposition den Wind aus den Segeln zu nehmen. Auf der anderen Seite muss sie be-
fürchten, dass die bis dahin protegierten Eliten einen Putsch organisieren, um Refor-
men zu verhindern oder zurückzunehmen. Diese widersprüchlichen Ziele konstituieren
jene Zwangslage, die Plümper und Schneider (2000) als das „Trilemma“ des protektio-
nistischen Autokraten bezeichnen. Demnach will der Autokrat einerseits sein eigenes
Einkommen und das seiner Vasallen maximieren. Da er jedoch die Stabilität seines Re-
gimes erhalten will, muss er in einer Krisensituation entweder Zugeständnisse an die
freihändlerische Opposition oder an die Bevölkerung machen. Problematisch ist dies
für den Autokraten deshalb, weil er nur zwei dieser drei Ziele gleichzeitig erreichen
kann. Vor diesem Hintergrund ist offensichtlich, weshalb ein lang andauernder sozial-
politischer Konflikt oft die rechtzeitige Umsetzung von Krisenpaketen verhindert (Ale-
sina/Drazen 1991).

Zusätzlich zur ersten Hypothese zum Zusammenhang zwischen Offenheit und poli-
tischer Stabilität untersuchen wir deshalb kurzfristige Auswirkungen. Wir vermuten,
dass eine Öffnung der Wirtschaft unmittelbar das Risiko für einen innenpolitischen
Konflikt erhöht, da dies zu einer weitreichenden Umverteilung im Staat führt, welche
die wirtschaftlichen und politischen Gewinner und Verlierer polarisieren kann. Dies
gilt besonders deshalb, weil eine massive Umstrukturierung das ganze Land in das
sprichwörtliche „Tal der Tränen“ zwängt. Gerade während dieser Transformation er-
scheinen gleichzeitig die Wohlfahrtsgewinne als äußerst ungewiss, welche die Reformer
versprochen haben.

H2: Der Prozess der außenwirtschaftlichen Öffnung führt kurzfristig zu einem erhöh-
ten Instabilitätsrisiko.

Während unser Augenmerk besonders dem Zusammenhang zwischen außenwirtschaft-
licher Öffnung bzw. Offenheit und politischer Gewalt gilt, werden wir zusätzlich den
Einfluss von weiteren Faktoren erfassen, die in Verbindung mit Instabilität gebracht
wurden. In der komparativen Forschung existieren vor allem zwei Ansichten darüber,
wie politische Gewalt entsteht. Die eine Theorie rückt wirtschaftliche Unzufriedenheit
in den Vordergrund, während die andere eher die günstige Gelegenheit als zentral er-
achtet (Schock 1996). Die Vertreter der Deprivationstheorie gehen davon aus, dass der
von der Bevölkerung wahrgenommene Unterschied zwischen ihren Erwartungen und
den tatsächlichen ökonomischen Verhältnissen zu Gewalt führen kann (Gurr 1970).
Ungleichheiten heizen auch die Spannungen an, die zwischen unterschiedlichen Bevöl-
kerungsgruppen ohnehin bereits bestehen mögen. Wenn Unzufriedenheit also auf aus-
geprägte Gruppenidentitäten trifft, vergrößert sich in dieser Perspektive das Potenzial
zur politischen Gewalt (Ellingsen 2000).

Für die Vertreter der Theorie der politischen Opportunität spielen weniger die
wirtschaftlichen Bedingungen eine Rolle, sondern vielmehr der politische Kontext und
die Möglichkeit, Probleme des kollektiven Handelns auf diese Weise zu überwinden.
Faktoren, die ein Potenzial für Gewalt in sich bergen, sind in jeder Gesellschaft vor-
handen, aber nur in bestimmten Situationen entlädt sich die potenzielle Gewalt tat-
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sächlich (Tilly 1978; Tarrow 1989, 1998). Dabei spielen vor allem die Charakteristika
des politischen Systems eine Rolle. Identität und Frustration sind in dieser Sicht nicht
ausreichend, um eine Rebellion auszulösen. Die Gruppe braucht zusätzlich eine günsti-
ge Gelegenheit, wobei ihre Führer kühl kalkulieren, ob ein Aufstand Aussicht auf Er-
folg hat (Tilly 1978).

Bei der Entstehung von Gewalt spielen also wirtschaftliche, politische und soziokul-
turelle Faktoren eine Rolle. Die quantitative Literatur nimmt im Gefolge der Moderni-
sierungstheorie an, dass ein hoher Entwicklungsstand die Instabilität senkt, weil die
Bevölkerung der Regierung das wirtschaftliche Wohlergehen des Landes zugute hält
(Henderson/Singer 2000). Lipset (1959) hat klassisch zu zeigen versucht, dass der wirt-
schaftliche Wohlstand zu Errungenschaften wie Ausbildung oder zu einem besseren
Zugang zu Informationen führt, was in seiner Sicht wiederum die politische Instabili-
tät vermindert.3 Weiter sieht Gurr (1979) im wirtschaftlichen Entwicklungsstand ein
Mittel, um politische Gewalt zu verringern, ohne dass dabei gleichzeitig politischer
Protest vermindert werde, da reiche Länder vor allem Demokratien seien und Demo-
kratien gewaltfreien Protest eher tolerierten. Eine mikrofundierte Version dieses Erklä-
rungsmusters bieten Collier und Hoeffler (1998). Ihnen zufolge steigen die Kosten für
eine Rebellion bei höherem Entwicklungsstand, weil jedes einzelne Mitglied einer Re-
bellion mehr zu verlieren hat. Wir gehen also davon aus, dass wirtschaftlicher Wohl-
stand die Attraktivität jener Bedingungen mindert, welche die Bevölkerung zu einer
Rebellion veranlassen könnten.

H3: Wirtschaftlicher Wohlstand senkt das Risiko der politischen Instabilität.

Eine wirtschaftliche Krise schwächt die Regierung in vielerlei Hinsicht und macht sie
somit anfälliger für Rebellionen. Durch geringere Steuereinnahmen wird die Fähigkeit
der Regierung eingeschränkt, Renten an verschiedene Gruppen im Staat zu verteilen
(Plümper/Schneider 2000). Zweitens führt eine Wirtschaftskrise zu größerer Unzufrie-
denheit, weil die Bevölkerung die Hauptlast der Krise zu tragen hat und die Regierung
dafür verantwortlich macht. Während in einer Demokratie die Regierung damit rech-
nen muss, bei schlechter wirtschaftlicher Lage abgewählt zu werden, kann es in einer
Diktatur zu politischer Gewalt kommen, wenn die Regierung ihre Unterstützer nicht
mehr mit Renten versorgen kann, so dass diese deshalb erwägen, die Regierung mit
Gewalt abzusetzen. Laut Collier und Hoeffler (2000) erhöht eine wirtschaftliche Krise
das Risiko eines innenpolitischen Konfliktes, aber nicht, weil eine Gruppe der Bevölke-
rung sich dadurch um ihre Renten betrogen fühlt. Eine schlechte wirtschaftliche Lage
senkt eher die Rekrutierungskosten für die Rebellen, da sie ihren potenziellen Mitglie-
dern ein höheres Einkommen versprechen können als die Einkünfte, die sie auf regulä-
ren Arbeitsmärkten erreichen würden.

H4: Wirtschaftliches Wachstum senkt das Risiko der politischen Instabilität.

Der Liberalismus als Theorieströmung innerhalb der Internationalen Beziehungen pos-
tuliert, dass Demokratien besonders resistent gegenüber gewaltsamen, politischen Kon-
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3 Vertreter der These, der Modernisierungsprozesses verlaufe konfliktiv, sehen hingegen im Ge-
gensatz zwischen weiterhin vorhandenen traditionellen und neuen kapitalistischen Vergesell-
schaftungsformen ein wichtiges Konfliktpotenzial (Schlichte 1996).



flikten sind. Dafür verantwortlich sind vor allem zwei Mechanismen: kompetitive de-
mokratische Wahlen und das mit ihnen verbundene Institutionengefüge auf der einen
und gewaltfreie Normen der Konfliktregelung auf der anderen Seite. In demokrati-
schen Systemen ist daher ein friedlicher Regierungswechsel möglich. Wenn die Mehr-
heit der Bevölkerung mit der politischen Führung unzufrieden ist, kann sie die Regie-
rung abwählen. Demokratische Normen erhöhen das Potenzial zur friedlichen Kon-
fliktbewältigung und zum gewaltfreien Umgang in Streitfragen (zum Beispiel Russett
1993; Gleditsch 1995; Rummel 1997). Empirisch hat sich weitgehend bestätigt, dass
Demokratien die weniger konfliktträchtigen politischen Systeme sind. Allerdings kann
hier nicht von einer linearen Verbindung ausgegangen werden, sondern der Zusam-
menhang zwischen Demokratiegrad und innenpolitischer Gewalt ist umgekehrt u-för-
mig (Boswell/Dixon 1993; Schock 1996; Auvinen 1997; Ellingsen 2000; Henderson/
Singer 2000; Hegre u.a. 2001). Danach ist das Risiko für politische Instabilität in Au-
tokratien und Demokratien eher gering, während es in Halbdiktaturen hoch ist. Im
Unterschied zu demokratischen Politikern sind Autokraten nicht auf die Unterstützung
des Volkes angewiesen, sondern werden im Allgemeinen von einer sehr kleinen Schicht
getragen. Im Austausch für die Unterstützung ihrer Herrschaft erwartet diese Gruppe,
dass sie von der Regierung Renten erhält (Frey/Eichenberger 1994; Pritzl/Schneider
1997). Durch die zahlenmäßig kleine „Gewinnkoalition“ wird das Überleben des auto-
kratischen Herrschers mittelfristig relativ unabhängig von der Leistungsfähigkeit der
Wirtschaft (Bueno de Mesquita u.a. 2000), doch in der langen Frist droht es auch ih-
nen, für ein schlechtes Management bestraft zu werden. Zusätzlich haben Autokratien
die Möglichkeit, Widerstand gewaltsam zu unterdrücken.

H5: Das Instabilitätsrisiko ist in Staaten, die nur halbwegs demokratisch organisierten
sind, größer als in Autokratien oder Demokratien.

Die Bevölkerungsgröße ist eine weitere Kontrollvariable, der man im Zusammenhang
mit außenwirtschaftlicher Öffnung Beachtung schenken sollte. Große Staaten sind
nach Alesina et al. (1997) anfälliger für einen innenpolitischen Konflikt als kleine.
Aufgrund der zunehmenden Heterogenität der Gesellschaft steigt mit der Bevölke-
rungsgröße die Wahrscheinlichkeit, dass einzelne Gruppen sich einen Vorteil von einer
Sezession versprechen. Dieser Zusammenhang zeigt sich auch in der empirischen Lite-
ratur (z.B. Collier/Hoeffler 1998, 2000; Zanger 2000). Zusätzlich zu dem direkten
Wirkungspfad, der von der Größe eines Landes auf das Konfliktrisiko hinzeigt, gibt es
auch einen indirekten Effekt, der die außenwirtschaftliche Öffnung mit einbezieht.
Große Länder sind meist weniger stark in die Weltwirtschaft integriert, da sie die Kon-
sumbedürfnisse ihrer Bevölkerung eher im eigenen Binnenmarkt befriedigen können
als kleine Staaten (Alesina/Wacziarg 1998). Dieser Vorteil kommt jedoch zum Preis
der größeren kulturellen Heterogenität, der sich in einer verminderten Leistungsfähig-
keit der politischen Institutionen ausdrückt. Daraus lässt sich das Argument ableiten,
dass in kleineren Ländern eine außenwirtschaftliche Öffnung eher begrüßt wird, da ein
größerer Teil der Bevölkerung direkt davon profitiert. In größeren Ländern, die unter
Umständen dazu noch heterogen sind, sind die Vorteile der Öffnung relativ gering. In
diesen Staaten kann die außenwirtschaftliche Öffnung somit das Risiko für politische
Instabilität erhöhen.
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H6: Bevölkerungsreiche Länder haben ein höheres Instabilitätsrisiko als bevölkerungs-
arme.

3. Forschungsdesign

Wir überprüfen die Hypothesen eines möglichen Zusammenhangs zwischen politischer
Instabilität und außenwirtschaftlicher Offenheit und Öffnung anhand von Daten für
90 Entwicklungsländer für den Zeitraum von 1978 bis 1997. Wir verwenden als
Schätzmethode den Generalized Estimation Equation-Ansatz (GEE). Dabei wählen wir
die Option der logistischen Schätzung, da es sich bei den berücksichtigten Instabilitäts-
formen um dichotome abhängige Variablen handelt.4 Eine logistische Regression eru-
iert aufgrund der unabhängigen Variablen die Wahrscheinlichkeit, dass ein Ereignis
eintritt und die abhängige Variable den Wert 1 statt 0 annimmt. In unserem Fall be-
deutet dies, dass wir für die untersuchten Staatenjahre die Wahrscheinlichkeit schätzen,
dass es zu Instabilität kommt. Im Folgenden beschreiben wir die Operationalisierung
der einzelnen Variablen und die Datenquellen.

Abhängige Variable: Politische Instabilität

Wir verwenden drei verschiedene Indikatoren für Instabilität: Massenproteste, politische
Gewalt und Staatsversagen. Die Operationalisierung der ersten beiden Indikatoren er-
folgt in enger Anlehnung an Jagodzinskis (1983) Empfehlung, zwei Arten von internen
Konflikten zu unterscheiden, nämlich kollektive Proteste und politische Gewalt. Für
die Variable Massenproteste verwenden wir ebenso wie Jagodzinski Daten zu gewaltsa-
men Unruhen, Generalstreiks und Antiregierungs-Demonstrationen. Die entsprechen-
den Angaben haben wir aus der Cross-National Time-Series Database (CNTS Archive
2001) übernommen. Unruhen sind gewaltsame Demonstrationen. Generalstreiks und
Antiregierungs-Demonstrationen sind im Gegensatz dazu friedlich, sie richten sich ge-
gen die Regierungspolitik. Außerdem gibt es im CNTS-Datensatz Angaben über revo-
lutionäre und Guerilla-Aufstände und politische Morde, die wir in der Variablen politi-
sche Gewalt zusammenfassen. Revolutionen sind alle erfolgreichen oder erfolglosen Re-
bellionen, die das Ziel verfolgen, die Regierung zu stürzen. Beim Guerilla-Krieg wer-
den die Aktivitäten illegaler Rebellengruppen gezählt. Das Konzept politische Morde
umfasst Tötungen oder Tötungsversuche an hohen Regierungsbeamten oder Politikern.
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4 Der GEE-Ansatz schätzt ein Durchschnittspopulationsmodell. Demnach wird überprüft, ob
ein durchschnittlich geöffnetes oder ein durchschnittlich geschlossenes Land anfälliger für Ins-
tabilität ist. Der Vorteil einer Schätzung durch GEE ist, dass wir sämtliche Tests mit den not-
wendigen Korrekturen für Unabhängigkeitsverletzungen der Regressionsannahmen durchfüh-
ren können, d.h. wir verwenden White-korrigierte Standardfehler, um dem Problem der Hete-
roskedastizität entgegenzuwirken. Somit kann die Voraussetzung aufgehoben werden, dass die
einzelnen Beobachtungen, zumindest für den einzelnen Untersuchungsstaat, unabhängig sein
müssen. Da wir außerdem davon ausgehen müssen, dass in Paneldatensätzen Datenpunkte
zeitlich korreliert sind und somit die Unabhängigkeitsannahme weiterhin verletzt wird, kon-
trollieren wir für Autokorrelation des ersten Grades (Zorn 2001).



Alle Variablen aus der CNTS-Datenbank zählen die Anzahl der Ereignisse pro
Jahr, die von Jagodzinski lediglich addiert und logarithmisch transformiert wurden.
Das Zusammenrechnen von verschiedenen Ereignissen, das einem solchen additiven
Index zugrunde liegt, erachten wir jedoch als problematisch, insbesondere da in diesem
Fall der ordinale Charakter der Variablen mehr als fraglich ist. Stattdessen erstellen wir
Indikatoren, die den Wert eins annehmen, wenn ein Instabilitätsereignis auftritt und
null wenn nicht. Genauer gesagt untersuchen wir das Konstrukt ,Protest‘, das den
Wert eins hat, wenn es in einem Land in einem Jahr mindestens eine Demonstration,
einen Generalstreik und/oder eine Revolte gab. Fand keines dieser Ereignisse statt, hat
die Variable den Wert null. Analog sind wir mit der Variablen politische Gewalt und
den CNTS-Daten zu revolutionären Aufständen, Guerilla-Aufständen und politischen
Morden verfahren. Durch die Benutzung der Boolschen Logik lassen sich also die Er-
hebungsfehler reduzieren, die bereits Jagodzinski (1983) angesprochen hat.

Zusätzlich zu Massenprotesten und politischer Gewalt untersuchen wir Staatsversa-
gen. Dazu verwenden wir die Daten der State Failure Task Force, die Bürgerkriege,
Genozide, Regimewechsel und Putsche umfassen (Esty u.a. 1998). Der von uns ver-
wendete Datensatz beruht auf King und Zeng (2001). Das State Failure Projekt unter-
teilt die Variable ,Staatsversagen‘ in revolutionäre Bürgerkriege, ethnische Bürgerkriege,
Genozide und Staatskollaps. Um als Bürgerkrieg klassifiziert zu werden, muss ein Kon-
flikt zwischen dem Staat und einer Rebellengruppe ausbrechen, bei dem die Rebellen
mindestens 1000 Mitglieder mobilisieren und dem mindestens 100 Tote pro Jahr zum
Opfer fallen. Dies unterscheidet sich von der bekannten Definition des Correlates of
War-Projekts, bei dem ein Bürgerkrieg mindesten 1000 Tote pro Jahr fordern muss.
Revolutionäre Kriege unterscheiden sich von „ethnischen“ durch die unterschiedlichen
Ziele der Kombattanten Bei der ersten Form von bewaffneten Konflikten steht im
Vordergrund, die Regierung zu stürzen, während bei ethnisch motivierten Bürgerkrie-
gen die aufständische Gruppe versucht, ihren eigenen Status zu verändern. Genozide
sind staatliche organisierte Massenmorde, die über mindestens sechs Monate andauern.
Staatszusammenbrüche sind abrupte, gewaltsame Änderungen in der Staatsstruktur
oder Wechsel hin zu einem autokratischen Regime. Sie sind definiert durch eine Ände-
rung auf der Polity-Skala um mehr als drei Punkte oder durch eine längere Periode, in
der stabile staatliche Institutionen fehlen. Wie schon zuvor operationalisieren wir
Staatsversagen ebenfalls als 0–1 Indikator.5

Durch die Verwendung von verschiedenen Indikatoren für Instabilität möchten wir
gewährleisten, dass unsere Ergebnisse auch bei wechselnden Definition der abhängigen
Variable robust bleiben, zumal es in der Forschung noch keinen Konsens gibt, wie po-
litische Instabilität zu messen sei (Auvinen 1997; Boswell/Dixon 1993).6
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5 Tests mit Bürgerkriegsdaten aus einem neuen Datensatz (Gleditsch u.a. 2002) als abhängige
Variable führen zu ähnlichen Ergebnissen (Bussmann/Schneider 2003).

6 Wir haben auf den Einbezug von anderen Formen der politischen Gewalt wie extralegale Tö-
tungen verzichtet, weil dazu keine verlässlichen vergleichenden Datensätze vorliegen. Men-
schenrechtsverletzungen finden als Indikator keine Berücksichtigung, weil diese Form der Ge-
waltanwendung eher in Zusammenhang mit Repression als mit Rebellion und Instabilität zu
sehen ist.



Unabhängige Variablen

Außenwirtschaftliche Öffnung und Offenheit: Wir unterscheiden zwischen außenwirt-
schaftlicher Offenheit, also dem Ausmaß, zu dem ein Staat tatsächlich in die Weltwirt-
schaft eingebunden ist, und außenwirtschaftlicher Öffnung, also dem Prozess, während
dem eine Regierung die regulativen Voraussetzungen für Freihandel schafft. Um die
langfristigen Auswirkungen von außenwirtschaftlicher Offenheit zu messen, stützen wir
uns auf den Außenhandelsquotienten, der aus der Summe der Exporte und Importe,
geteilt durch das BIP, errechnet wird. Dies sorgt dafür, dass für die Landesgröße kon-
trolliert wird, da kleine Länder generell mehr Handel treiben als große. Die Daten
stammen aus den Penn World Tables Version 6.0. Das Problem dieser Messung ist,
dass die Handelsströme nicht unbedingt etwas über die Handelspolitik aussagen (Mar-
tin u.a. 2001: 3).

,Außenwirtschaftliche Öffnung‘ bezeichnet die jährliche Veränderung der Bestim-
mungen, die Regierungen zur Regulierung des Handelverkehrs einsetzen. Der Indika-
tor misst demnach die Abwesenheit von Zöllen, Quoten, Ein- und Ausfuhrbeschrän-
kungen und das Vorhandensein einer frei konvertierbaren Währung. Öffnung bedeutet
die Zurücknahme regulativer Hemmnisse, die den Freihandel behindern. Damit ein
Land die Vorteile des Freihandels ausnutzen kann, muss es also politische Vorbedin-
gungen erfüllen. Um die kurzfristigen Auswirkungen des Öffnungsprozesses zu unter-
suchen, verwenden wir deshalb den CACAO-Indikator von Martin, Plümper und
Schneider (2001). Dieser Offenheitsindikator misst die Handelsinstitutionen und -be-
schränkungen auf einer Ordinalskala von 0 für ,offen‘ bis 7 für ,geschlossen‘. Der In-
dex basiert auf einer Kombination von Handelspolitiken und institutionellen Arrange-
ments, die der IWF-Publikation ,Report on Exchange Arrangement and Exchange Re-
strictions‘ entnommen wurden. Der Öffnungsprozess wird durch die Differenz der
CACAO-Werte zum Vorjahr gemessen, wodurch wir den zeitlichen Charakter des Öff-
nungsprozesses miteinbeziehen. Durch diesen Indikator ist auch eine Unterscheidung
möglich, ob sich ein Land gradualistisch oder radikal liberalisiert hat.

Entwicklungsstand: Empirisch wurde der negative Zusammenhang zwischen dem Ent-
wicklungsstand und der politischen Instabilität oder einem Bürgerkrieg schon häufig
nachgewiesen. Das BIP pro Kopf ist praktisch eine Standardvariable in jeder Regres-
sion (z.B. Auvinen 1997; Collier/Hoeffler 1998, 2000; Fearon/Laitin 2000; Hender-
son/Singer 2000; Zanger 2000). Andere Autoren kommen mit der Verwendung des
Energieverbrauchs pro Kopf zu ähnlichen Ergebnissen (z.B. Jagodzinski 1983; Elling-
sen 2000). Wir entnehmen die Variable BIP pro Kopf den Penn World Tables 6.0
und fügen sie unserem Model in logarithmierter Form bei, um die schiefe Verteilung
der Variable auszugleichen.

Wirtschaftswachstum: Empirisch getestet wird der Einfluss von Wirtschaftkrisen nur in
wenigen Studien. In Jagodzinskis (1983) Studie hat Wirtschaftswachstum einen negati-
ven bzw. keinen Effekt auf Instabilität. Auvinen (1997) findet einen positiven Zusam-
menhang zwischen Inflation und politischem Konflikt und einen negativen für das
Pro-Kopf-Wirtschaftswachstum. Basierend auf dem BIP pro Kopf wird Wachstum ge-
messen als (BIPt – BIPt–1)/BIPt–1.
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Demokratiegrad: Wir operationalisieren die Art des Regimes mit dem weitverbreiteten
Polity IV-Index (Marshall/Jaggers 2000). Polity kombiniert verschiedene institutionelle
Charakteristika des politischen Systems – Offenheit und Wettbewerb bei der Rekrutie-
rung der Exekutive, Machtbeschränkungen der Exekutive und Regulierung und Wett-
bewerb der politischen Partizipation – zu einem Index von –10 für Diktaturen bis +10
für Demokratien. Wir fügen den Demokratieindex unserem Model für politische Ge-
walt in einfacher sowie in quadrierter Form bei, um die umgekehrt u-förmige Kurve
zu untersuchen.

Bevölkerungsgröße: Für die Operationalisierung dieser Variablen benutzen wir die ein-
schlägigen Angaben der Weltbank (World Bank 1999). Aufgrund der sehr schiefen
Verteilung der Messwerte verwenden wir den natürlichen Logarithmus.

Für die Variablen Entwicklungsstand, Wirtschaftswachstum, Demokratiegrad sowie
den Handelsvariablen Offenheit und Öffnung benutzen wir die Werte vom Vorjahr,
um zu vermeiden, dass diese Variablen von Instabilität beeinflusst wurden. Bei Bevöl-
kerung erschien uns dies aufgrund der relativen Stabilität dieser Variablen nicht not-
wendig. Tabelle 1 fasst unser Grundmodell mit den zu erwartenden Vorzeichen der
unabhängigen Variablen zusammen.

4. Ergebnisse

Wir werfen einen ersten Blick auf die Frage, ob offene Staaten stabiler sind als ge-
schlossene und betrachten die Verteilung der Offenheit und die der Instabilität in ei-
ner Kreuztabelle. Offenheit ist dabei in drei Kategorien aufgeteilt: von geschlossen
(0 bis 2 auf der CACAO-Offenheitsskala) über eine Mittelkategorie (3 bis 4) zu offen
(5 bis 7). Als Instabilität sehen wir uns kollektive Proteste, politische Gewalt und
Staatsversagen an. Die Ergebnisse werden in Form von Balkendiagrammen präsentiert
(Abbildungen 1–3).

Nur für politische Gewalt und Staatsversagen können wir durch ein signifikantes
χ² Unterschiede zwischen den Gruppen finden, das heißt, dass offene Länder weniger
unter Instabilität leiden. Während in den geschlossenen und mittleren Kategorien von
Offenheit das Verhältnis zwischen Nicht-Gewalt und Gewalt ca. 2:1 beträgt, ist das
Verhältnis bei den außenwirtschaftlich offenen Staaten etwa 9:1. Im Fall von Protesten
können diese Unterschiede rein zufällig sein. Hier können wir erkennen, dass die Ver-
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Tabelle 1: Erwarteter Einfluss der unabhängigen Variablen auf politische Instabilität

Unabhängige Variable Erwarteter Einfluss auf politische Instabilität

Offenheit
Öffnung
Wirtschaftswachstum
Entwicklungsstand
Demokratiegrad
Quadrierter Demokratiegrad
Bevölkerung

–
+
–
–
+
–
+
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Abbildung 1: Handelsoffenheit und Massenprotest
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Abbildung 2: Handelsoffenheit und politische Gewalt

0,00%

20,00%

40,00%

60,00%

80,00%

100,00%

120,00%

1 - ge
sc

hlo
ss

en 2

3 - ge
öff

ne
t

Offenheit

G
ew

al
t Staaten in % mit Gewalt

Staaten in % ohne Gewalt

Abbildung 3: Handelsoffenheit und Staatsversagen
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teilung über alle drei Kategorien von Öffnung hinweg 2:1 beträgt. Eine rein bivariate
Betrachtungsweise bringt uns zu dem Schluss, dass Offenheit zwar in keinem Zusam-
menhang mit friedlichem Protestverhalten einer Bevölkerung steht, jedoch mit politi-
scher Gewalt systematisch zu variieren scheint.

Unsere eigentlichen Tests bestehen jedoch aus multivariaten Regressionen, bei de-
nen wir den Zusammenhang zwischen Offenheit und Instabilität untersuchen und
gleichzeitig zusätzliche Faktoren konstant halten. Die erste Gruppe von Modellen kon-
zentriert sich auf verschiedene Indikatoren von politischer Instabilität; die Resultate
dazu sind in Tabelle 2 zu finden.

Das erste Modell zeigt die langfristigen Auswirkungen von Offenheit auf Massenprotest,
also das Auftreten von Demonstrationen, Streiks und/oder Aufruhr. Offenheit ist nega-
tiv mit Massenprotesten verbunden, verfehlt jedoch knapp das .05 Signifikanzniveau
(p < .08). Die Nullhypothese einer fehlenden Beziehung zwischen Offenheit und Sta-
bilität kann also nicht eindeutig verworfen werden. In Modell 2 ersetzen wir dann die
langfristig angelegte Offenheit mit der Variable Öffnung für die kurzfristigen Auswir-
kungen des Öffnungsprozesses. Auch hier lässt sich ein negativer Zusammenhang be-
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Tabelle 2: Außenwirtschaftliche Offenheit und Öffnung und verschiedene Indikatoren
innenpolitischer Instabilität, 1978 – 1997

Massenprotest Politische Gewalt Staatszusammenbruch

Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 Modell 5 Modell 6

Offenheitt–1 –0,0085
(0,0049) – –0,0090*

(0,0046) – –0,0006
(0,0047) –

Öffnungt–1 – –0,0088
(0,113) – –0,061

(0,144) – –0,048
(0,077)

Entwicklungs-
standt–1

0,514**
(0,157)

0,397*
(0,165)

0,014
(0,159)

–0,035
(0,181)

–0,361
(0,253)

–0,055
(0,282)

Wirtschafts-
wachstumt–1

–1,74
(0,99)

–3,36**
(1,21)

–0,345
(0,769)

–0,702
(1,146)

0,297
(0,418)

0,436
(0,474)

Demokratie-
gradt–1

0,049***
(0,014)

0,043**
(0,016)

0,045**
(0,016)

0,059***
(0,018)

0,062*
(0,026)

0,052
(0,028)

Quadrierter De-
mokratiegradt–1

–0,0014
(0,0030)

–0,0001
(0,0037)

–0,0079*
(0,0039)

–0,0069
(0,0044)

–0,0018
(0,0040)

–0,0006
0,0049

Bevölkerung 0,41***
(0,09)

0,51***
(0,09)

0,13
(0,11)

0,20*
(0,09)

0,53***
(0,13)

0,51***
(0,14)

Konstante –10,76***
(1,92)

–12,16***
(1,65)

–1,73
(2,13)

–3,34
(2,13)

–6,92*
(2,79)

–8,95**
(3,10)

N 1442 1050 1345 986 1445 1050

Wald Chi² 76,93 69,42 26,25 25,91 23,88 20,18

Prob > Chi² 0,0001 0,0001 0,0002 0,0002 0,0006 0,003

Anmerkung: Die Zahlen stellen Koeffizienten dar, in Klammern sind die semi-robusten Standard-
fehler ausgewiesen. Die Sterne stellen das Signifikanzniveau dar (* P < 0,05; ** P < 0,01;
*** P < 0,001).



obachten, allerdings mit hoher Fehlerwahrscheinlichkeit. Kurzfristige Auswirkungen
von außenwirtschaftlicher Öffnung auf das Protestverhalten in Entwicklungsländern
konnten also in unseren ersten Tests nicht entdeckt werden.

Die Kontrollvariablen haben in beiden Modellen die erwarteten Vorzeichen. Die
Ergebnisse von Entwicklungsstand lassen vermuten, dass die Hypothese, reichere Länder
würden weniger unter Konflikten leiden als arme, nicht berechtigt ist, zumindest nicht
bezüglich des Protestverhaltens. Stattdessen lässt sich in reichen Ländern mehr Protest-
verhalten beobachten, ein Ergebnis, das statistisch signifikant ist. Die Variable Wirt-
schaftswachstum, die das Vorhandensein und die Wirkung von Wirtschaftskrisen mes-
sen soll, deutet, wie vorhergesagt, auf eine konfliktreduzierende Wirkung hin. In Mo-
dell 1 verfehlt diese Verbindung nur knapp das Signifikanzniveau. Die Variable übt je-
doch in Modell 2 einen klaren Einfluss aus. Es scheint also, dass Wirtschaftskrisen ein
Land bedeutend destabilisieren können. Die fehlende Signifikanz des quadrierten De-
mokratiegrades weist auf eine lineare Form des Verhältnisses zwischen Protesten und
Demokratie hin. In Demokratien ist mit mehr Protestverhalten zu rechnen. Diese po-
sitive Verbindung lässt sich mit den geringeren Repressionen und freierer Meinungsäu-
ßerung in demokratischeren Staaten erklären. Bevölkerung zeigt einen hoch signifikan-
ten, positiven Einfluss auf Instabilität. Das heißt, die großen Länder sind instabiler als
die kleinen. Dies steht im Einklang mit der Hypothese, dass große Länder heterogener
sind und dass deshalb dort das Konfliktrisiko höher ist.

In den Modellen 3 und 4 ersetzen wir Protest mit politischer Gewalt als Indikator
für Instabilität. Hier erweisen sich viele Kontrollvariablen als nicht signifikant. Wie er-
wartet, ist in Autokratien und Demokratien das Risiko geringer, während es in Regi-
men, die dazwischen liegen, höher ist. Dies ist zu erkennen am positiven Vorzeichen
des Demokratiegrades in einfacher Form und am negativen Vorzeichen des Demokra-
tiegrades in quadrierter Form. Somit findet die These Unterstützung, diese Beziehung
weise die Form einer nach unten gekehrten Parabel auf. Beide Variablen haben ein
Signifikanz-Niveau von weniger als 1 Prozent. In Modell 4 können wir auch einen po-
sitiven Zusammenhang zwischen der Bevölkerungsgröße und Gewalt entdecken. Zwi-
schen Offenheit und politischer Gewalt besteht ein negativer Zusammenhang. Die
Wahrscheinlichkeit, dass diese Beziehung durch Zufall zustande kommt, ist geringer
als 5 Prozent. Dahingegen scheint der außenwirtschaftliche Öffnungsprozess in Modell
4 keine Auswirkungen auf politische Gewalt zu haben.

Schließlich sehen wir uns Instabilität in Form von Staatsversagen an, also einer ab-
hängigen Variable, die auf den Daten des State Failure-Projekts basiert. Die u-förmige
Beziehung zwischen Demokratiegrad und Staatsversagen lässt sich nicht erkennen.
Stattdessen sind beide Variablen positiv, der quadrierte Demokratiegrad nicht signifi-
kant. Wir finden mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit Unterstützung für die Hypothese,
dass große Staaten anfälliger sind für Instabilität. Der Entwicklungsstand hat zwar das
erwartete negative Vorzeichen, ist aber nicht statistisch signifikant. Wirtschaftswachs-
tum erweist sich ebenfalls als nicht signifikant. Beide Variablen, Offenheit und Öff-
nung, haben ein negatives Vorzeichen, sind statistisch aber nicht signifikant.7
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7 Alternativ zum GEE Ansatz haben wir die zeitliche Abhängigkeit mit einer Methode nach
Beck, Katz und Tucker (1998) kontrolliert. Dabei wird jedem Modell eine entsprechende Va-
riable beigefügt, die die Stabilität in der Vergangenheit misst. Diese Variable ist auch theore-



Zusammenfassend können wir aus den bisherigen Tests schließen, dass eine geöff-
nete Außenwirtschaft langfristig mit weniger politischer Instabilität in Verbindung
steht. Für diesen Zusammenhang finden wir jedoch nur bedingte Unterstützung. Kurz-
fristig scheint der Öffnungsprozess jedoch keine Auswirkungen auf Instabilität zu ha-
ben.

In der nächsten Testreihe untersuchen wir weitere Kontrollvariablen, die in der Li-
teratur identifiziert wurden. Wir wollen sicherstellen, dass unsere Ergebnisse nicht da-
von beeinflusst werden, dass wir wichtige Faktoren ausgeschlossen haben. Diese Analy-
sen basieren auf den Modellen von politischer Gewalt. Unser Interesse gilt in verstärk-
tem Maße der Klärung der gewalttätigen Form von Instabilität. Eine ungleiche Ein-
kommensverteilung ist eine in der Literatur häufig genannte Ursache für politische In-
stabilität (Muller/Seligson 1987, Boswell/Dixon 1993, Alesina/Perotti 1996). Zur Mes-
sung der Einkommensverteilung verwenden wir den Gini-Koeffizienten, ein Ungleich-
heitsmaß, das angibt, wie weit eine Verteilung von absoluter Gleichheit entfernt ist mit
Daten von Deininger und Squire (1996). Theoretisch ist diese Kontrolle von erhebli-
cher Bedeutung, unseren Ergebnissen zufolge ist sie jedoch statistisch nicht signifikant.

Neben Einkommensungleichheit wird ethnische Fraktionalisierung sehr häufig in
Zusammenhang mit politischer Instabilität und politischen Konflikten gebracht. Die
Forschung ist sich aber noch darüber uneins, welche Form dieses Verhältnis annimmt.
Einerseits nimmt man an, dass die Konfliktgefahr am größten ist, wenn zwei etwa
gleich starke Gruppen aufeinander treffen, da jede dieser Gruppen vermutet, aus einem
Konflikt siegreich hervorzugehen und auch die Koordinationskosten für die Bildung
von Rebellengruppen am niedrigsten sind (Henderson/Singer 2000, Collier/Hoeffler
1998). Auf der anderen Seite wird argumentiert, dass die ethnische Dominanz einer
Gruppe am gefährlichsten sei, da die dominierende Gruppe dabei den Anreiz hat, ihre
Stärke auszunutzen, um die andere Gruppe ausbeuten zu können (Auvinen 1997; Col-
lier 2001). Wir untersuchen also die Hypothese, dass ethnische Fraktionalisierung das
Risiko von innenpolitischem Konflikt erhöht, wozu wir Daten von Collier und Hoeff-
ler (2000) verwenden. Die Variable hat ein negatives Vorzeichen, ist jedoch statistisch
nicht signifikant und hat keine Auswirkung auf die anderen Variablen.8

Anhand unseres Basismodells von Gewalt haben wir auch untersucht, ob eine Kol-
linearität von Offenheit oder Öffnung mit einer der Kontrollvariablen die Ergebnisse
beeinflusst. So liegt z.B. die Vermutung nahe, dass die Demokratievariablen die Aus-
wirkung von Offenheit beeinträchtigen, da etwa Bliss und Russett (1998) annehmen,
dass demokratische Staaten auch in ihren Handelsbeziehungen offener sind. Der Aus-
schluss von Entwicklungsstand oder Wirtschaftswachstum führt nicht zu veränderten
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tisch von Interesse, da sie die historischen Erfahrungen einer Gesellschaft berücksichtigt (Col-
lier/Hoeffler 2001). Errechnet wurde diese Variable mit Binary Time-Series-Cross-Section Data
Analysis Utility Version 4.0.4. (Tucker, 1999). Die Ergebnisse, die wir aufgrund dieses Alterna-
tivansatzes erzielten, gleichen den hier berichteten Resultaten.

8 An dieser Stelle möchten wir darauf hinweisen, dass unser Fokus auf dem Zusammenhang zwi-
schen außenwirtschaftlicher Liberalisierung und Instabilität liegt und wir mit Hinzunehmen
dieser Variable lediglich die Verzerrung reduzieren möchten, die auf den Verzicht auf eine
wichtige Variable zurückgeht (omitted variable bias). Wir erheben jedoch nicht den Anspruch,
einen Beitrag jenem wichtigen Segment der Konfliktursachenforschung zu leisten, das sich mit
möglicherweise ethnisch motivierter Gewalt beschäftigt.



Ergebnissen von Offenheit oder Öffnung. Wenn wir allerdings die Demokratievaria-
blen aus der Gleichung entfernen, verliert Offenheit an Signifikanz. Die gewaltreduzie-
rende Bedeutung von Offenheit ist also nicht ganz unabhängig vom Regimetyp. Die
Einbeziehung einer Interaktionsvariablen zwischen Demokratie und Offenheit erweist
sich jedoch als nicht aufschlussreich, da sie insignifikant ist. Wenn Bevölkerung aus
der Gleichung genommen wird, erhöht sich das Signifikanz-Niveau von Offenheit
enorm (p < .001). In diesem Fall jedoch kontrolliert Offenheit eher für die Tatsache,
dass kleine Länder offener sind. Ein Varianzinflationstest zeigt allerdings, dass Multi-
kollinearität kein Problem in unserem Modell darstellt.9

Zum Abschluss werfen wir noch einen kurzen Blick auf die substanzielle Bedeu-
tung der Ergebnisse. Dazu haben wir hypothetische Fälle geschaffen, wobei wir zuerst
einen Ausgangsfall geschaffen haben, bei dem für alle Variablen die Durchschnittswerte
verwendet werden. Anschließend erhöhen wir nacheinander jeweils eine Variable um
eine Standardabweichung. Tabelle 3 fasst diese Simulationen zusammen.

Wäre Offenheit in Modell 2 um eine Standardabweichung größer, reduzierte sich die
Wahrscheinlichkeit um 16,6 Prozent, dass es zu einem Protestverhalten käme. Bei dem
Modell für Gewalt sind die Auswirkungen etwas stärker. Wäre Offenheit in Modell 3
um eine Standardabweichung höher, verringerte sich die Wahrscheinlichkeit um 15,8
Prozent, dass es im Folgejahr zu politischer Gewalt käme. Für Staatsversagen beträgt
diese Reduktion 2,5 Prozent. Diese Ergebnisse bestätigen, dass außenwirtschaftliche
Offenheit substanziell bedeutsam ist für die Verringerung von politischer Gewalt und
von Massenprotesten.
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9 Wir haben durch einen Residualtest unsere Ergebnisse auf Ausreißerfälle untersucht. In den
Modellen 2, 4 und 6 hat der Ausschluss der Ausreißerfälle die Ergebnisse nicht beeinflusst. Der
Ausschluss der Ausreißerfälle hat in den Modellen 1, 3 und 5 das Signifikanzniveau von Offen-
heit jeweils angehoben.

Tabelle 3: Substanzielle Effekte

Protest Politische Gewalt Staatsversagen

Alle Variablen als Durchschnittswerte 0.33 0.39 0.22

Offenheit erhöht um eine SA;
andere Variablen als Durchschnitt –16.6 % –15.8 % – 2.5 %

Entwicklung erhöht um eine SA;
andere Variablen als Durchschnitt +28.8 % – 0.6 % –16.3 %

Wachstum erhöht um eine SA;
andere Variablen als Durchschnitt – 7.0 % – 1.5 % + 1.8 %

Demokratie erhöht um eine SA;
andere Variablen als Durchschnitt +25.5 % +12.2 % +35.9 %



5. Zusammenfassung

In dieser Studie haben wir anhand eines Datensatzes von 90 Entwicklungsländern für
die Jahre 1978–97 die beiden Fragen untersucht, ob Freihandel das Risiko politischer
Instabilität mindert und ob der Prozess der Öffnung es hingegen erhöht. Wir wollten
damit Licht auf die lang- und die kurzfristigen politischen Folgen einer freihändleri-
schen Orientierung der Außenwirtschaftspolitik werfen und so zugleich einen Beitrag
zu einem weitgehend unerforschten Aspekt der Globalisierungsdebatte leisten. Unsere
Ergebnisse zeigen, dass weder langfristige Offenheit noch der kurzfristige Öffnungspro-
zess das Protestverhalten zu beeinflussen scheinen. Bezüglich politischer Gewalt hat
freier Handel sowohl langfristig als auch, entgegen unseren Erwartungen, kurzfristig
eine konfliktreduzierende Wirkung. Wir müssen also die These verwerfen, dass Länder
auf dem Weg hin zu einer offenen Außenwirtschaftspolitik anfälliger für Instabilität
seien. Die Regressionsergebnisse lassen eher den gegenteiligen Schluss zu. Länder, die
tatsächlich viel Handel treiben, scheinen stabiler zu sein. Dies unterstützt die Grund-
these, dass weltwirtschaftliche Integration das innenpolitische Konfliktrisiko mindert.
Insofern bieten unsere Resultate eine Ergänzung zum liberalen Frieden auf zwischen-
staatlicher Ebene. Die Ergebnisse deuten an, dass freier Handel besonders das Potenzial
für politische Gewalt eindämmt. Das zweite und ebenso wichtige Ergebnis der Arbeit
ist, dass der Öffnungsprozess das Konfliktrisiko im Durchschnitt nicht erhöht. Mög-
lich ist jedoch auch, dass während der Öffnung die Varianz im Stabilitätsniveau größer
ist als in Perioden, in denen das Regulierungsniveau unverändert bleibt. Auf diese
Möglichkeit hat Reed (2003) jüngst verwiesen, um den Disput zwischen Barbieri/
Schneider (1999) und Oneal/Russett (1999) zum Einfluss der Offenheit auf zwischen-
staatliche Konflikte zu klären.

Auch ein hohes Wirtschaftswachstum, hier interpretiert als die Abwesenheit einer
ökonomischen Krise, senkt das Risiko von kollektiven Protestverhalten. In Demokra-
tien und großen Ländern lassen sich jedoch wahrscheinlicher Proteste beobachten. Der
umgekehrt u-förmige Effekt des Demokratiegrades, nach dem sowohl Demokratien als
auch Diktaturen weniger anfällig für politische Gewalt sind, konnte sich bestätigen.

Die Arbeit selbst ist als erster Versuch zu sehen, die Debatte zu den innenpoliti-
schen Auswirkungen der Globalisierung zu versachlichen. Mit der vorliegenden Studie
haben wir begonnen, die Brücke zwischen der Literatur zur außenwirtschaftlichen Öff-
nung auf der einen und der der Bürgerkriegs- und Konfliktforschung auf der anderen
Seite zu schlagen. Ein Problem, das die vorliegende Studie mit anderen makroquantita-
tiven Untersuchungen teilt, ist die oft mangelhafte Qualität und Vollständigkeit der
verwendeten Indikatoren. Durch eine Vielzahl an fehlenden Werten werden manche
Länder komplett aus der Untersuchung ausgeschlossen. Dies beeinträchtigt natürlich
die Ergebnisse und macht, da diese fehlenden Werte oft nicht zufällig sind, Verallge-
meinerungen schwieriger. Andererseits hat die Analyse auch wie andere jüngere Stu-
dien zur Bürgerkriegsforschung gezeigt, dass wohl wichtige Erklärungsvariablen im
Modell fehlen. Dies sind vor allem Faktoren, die den genauen Zeitpunkt der Konflikt-
auslösung beeinflussen. Gezielte Fallstudien, wie wir sie in einem nächsten Forschungs-
schritt anstreben, werden die hier nur skizzierten Kausalzusammenhänge verdeutlichen.
Ein anderer Forschungsschritt wird darin bestehen, internationale Konfliktdeterminan-
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ten mit in die Analyse einzubeziehen. Wir sind aber zuversichtlich, dass auch bei Er-
weiterungen unseres Forschungsansatzes das zentrale Resultat dieser makroquantitativen
Studie erhalten bleibt: Außenwirtschaftliche Öffnung hat in vielen Ländern langfristig
jene positive Wirkungen hervorgerufen, die wir hier abschließend als „Friedensdividen-
de“ der Globalisierung bezeichnen möchten.
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